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Antrag

der Fraktion der CDU

Eilzuständigkeit der Zollvollzugsbeamten im Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsge-
setz (ASOG) aufnehmen

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen:

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Einundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsge-
setzes

Artikel I

Das Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsgesetz von Berlin in der Fassung vom 11. Oktober
2006 (GVBl. S. 930), zuletzt geändert durch Art. 3 Gesetz zur Errichtung eines Landesamtes
für Einwanderung und zur Anpassung betroffener Gesetze vom 9.10.2019 (GVBl. S. 685), wird
wie folgt geändert:

1. § 8 Absatz 3 wird zu Satz 1 und um folgenden Satz 2 ergänzt:

„(3) ²Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Vollzugsbeamte der Zollverwaltung,
denen der Gebrauch von Schusswaffen bei Anwendung des unmittelbaren Zwangs nach
dem Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt gestattet
ist.“
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Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin
in Kraft.

Begründung:

Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat sich zuletzt im Jahr 2012 mit der Frage befasst, ob den
Beamten der Zollverwaltung eine Eilkompetenz entsprechend den Kompetenzen der Polizei-
dienstkräfte der Berliner Polizei eingeräumt werden soll. Unter Hinweis darauf, dass im Rah-
men einer Länderumfrage eine Notwendigkeit für eine derartige Ermächtigungsgrundlage ver-
neint wurde, hat die seinerzeitige Regierung ein entsprechendes Bedürfnis negiert und zudem
darauf verwiesen, der Bund könne den Beamten der Zollverwaltung entsprechende Kompeten-
zen einräumen.

Fünf Jahre später ist der Bundesgesetzgeber tätig geworden und hat in § 12d Zollverwaltungs-
gesetz (ZollVG) eine entsprechende Regelung geschaffen und die Zollbediensteten in den Voll-
zugsbereichen der Zollverwaltung ermächtigt, „nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts im
Zuständigkeitsbereich des Landes polizeiliche Amtshandlungen vorzunehmen, wenn die zu-
ständige Polizeibehörde die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen kann“. Haben
die Länder von dieser Regelungskompetenz Gebrauch gemacht, können die in diesen Ländern
tätigen Zollbediensteten in den Vollzugsbereichen der Zollverwaltung im Rahmen ihrer origi-
nären Aufgabenwahrnehmung im Eilfall die Landespolizei bei der Gefahrenabwehr und der
Strafverfolgung unterstützen (vgl. BT-Drs. 18/9987 S. 32f). Trifft die zuständige Landespolizei
nicht rechtzeitig ein, sind die Zollbediensteten berechtigt, erste unaufschiebbare Maßnahmen
zu treffen.

Seit der damaligen Ablehnung der Einführung einer Eilzuständigkeit für die Zollvollzugskräfte
haben sich die Umstände mithin geändert und neben den seinerzeit schon vorhandenen Rege-
lungen anderer Bundesländer sind in weiteren Bundesländern entsprechende Regelungen hin-
zugekommen, mit denen die Bundesländer in ihren Polizeigesetzen den Vollzugskräften der
Zollverwaltung entsprechende Eilzuständigkeiten einräumen. Aktuell verfügen insgesamt zehn
Bundesländer über entsprechende Normen in ihren Polizeigesetzen, weitere vier Bundesländer
zeigten sich offen bzw. haben entsprechende Gesetzesentwürfe eingereicht.

Berlin bildet in diesem Zusammenhang leider wieder einmal das traurige Schlusslicht. Insofern
bleibt es in Berlin bei der paradoxen Situation, dass die Zollvollzugskräfte dann, wenn sie bei-
spielsweise einen stark alkoholisierten Autofahrer oder einen solchen im Rahmen ihrer origi-
nären Aufgabenwahrnehmung feststellen, der per Haftbefehl gesucht wird, kein Recht haben,
die betreffende Person festzuhalten und gezwungen sind, nach Abschluss ihrer originären Auf-
gabenwahrnehmung den Sachverhalt an die hiesige Polizei abzugeben und damit die betroffene
Person ziehen zu lassen, sofern die hiesigen Polizeidienstkräfte bis dahin nicht eingetroffen
sind. Zwar könnte grundsätzlich das sog. Jedermanns-Recht nach § 127 Abs. 1 StPO in Betracht
kommen. Dies jedoch nur dann, wenn die entsprechenden Tatbestandsmerkmale vorliegen und
der Zweck der Handlung darin liegt, den Täter der Strafverfolgung zuzuführen. Geht es aber
darum, weitere Straftaten oder Gefahren für die Sicherheit und Ordnung zu verhindern, bietet
auch das sog. Jedermanns-Recht mangels Anwendbarkeit keine entsprechende Ermächtigungs-
grundlage.
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Erschwerend kommt hinzu, dass für den Fall, wenn der Zollvollzugsbeamte dennoch einschrei-
tet und z. Bsp. zum Zwecke der Gefahrenabwehr tätig wird und dabei verletzt wird, regelmäßig
kein Dienstunfall vorliegen dürfte, die zuständige Unfallkasse aber mutmaßlich auf das Vorlie-
gen eines solchen plädieren wird (so jedenfalls das VG Magdeburg v. 07.11.2006, 5 A 239/06).

Nicht ungleich befremdlich wäre es, würde der betroffene Zollvollzugsbeamte dann, wenn eine
Straftat oder eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuwehren wäre, tatsäch-
lich unter Berufung auf die fehlende Kompetenznorm ein Einschreiten verwehren und somit
die Gefahr bestünde, dass Dritte verletzt oder gefährdet werden.

Es ist daher an der Zeit, auch den in Berlin tätigen Zollvollzugsbeamten gesetzlich die Befugnis
einzuräumen, bis zum Eintreffen der Polizeidienstkräfte der Berliner Polizei unaufschiebbare
Maßnahmen treffen zu können. Gerade durch die insbesondere in Berlin stetig steigende orga-
nisierte Kriminalität und die damit verbundenen Einsätze, aber auch durch sonstige Sachver-
halte, die ein unmittelbares Einschreiten erfordern, ist es unabdingbar, dass die Zollvollzugs-
kräfte endlich mit eindeutig im Gesetz geregelten Befugnissen ausgestattet sind.

Damit erhalten die betroffenen Dienstkräfte des Zolls eine klare Handlungsbefugnis, sind im
Fall einer Verletzung entsprechend abgesichert und nicht zuletzt wird so ein weiterer wichtiger
Beitrag für die Sicherheit all derjenigen geschaffen, die in Berlin leben, arbeiten und sich auf-
halten.

Berlin, 21. Januar 2020

Dregger   Trapp
und die übrigen Mitglieder

der Fraktion der CDU
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Fassungsvergleich zu geänderten Normen des ASOG

Bisherige Fassung Neue Fassung
§ 8 Amtshandlungen von Polizeidienstkräf-
ten anderer Länder, des Bundes sowie aus-
ländischer Staaten in Berlin

§ 8 Amtshandlungen von Polizeidienstkräf-
ten anderer Länder, des Bundes sowie aus-
ländischer Staaten in Berlin

(1) unverändert
(2) unverändert
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend
für Bedienstete ausländischer Staaten mit po-
lizeilichen Aufgaben, soweit völkerrechtli-
che Verträge oder Rechtsakte der Europäi-
schen Union dies vorsehen oder die für Inne-
res zuständige Senatsverwaltung Amtshand-
lungen dieser Bediensteten allgemein oder
im Einzelfall zustimmt.

(1) unverändert
(2) unverändert
(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für Bedienstete ausländischer Staaten
mit polizeilichen Aufgaben, soweit völker-
rechtliche Verträge oder Rechtsakte der Eu-
ropäischen Union dies vorsehen oder die für
Inneres zuständige Senatsverwaltung Amts-
handlungen dieser Bediensteten allgemein
oder im Einzelfall zustimmt. ²Die Absätze
1 und 2 gelten entsprechend für Vollzugs-
beamte der Zollverwaltung, denen der
Gebrauch von Schusswaffen bei Anwen-
dung des unmittelbaren Zwangs nach
dem Gesetz über den unmittelbaren
Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt
gestattet ist.


